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 Finanzielle Gewalt in Nordrhein-Westfalen systematisch erfassen und wirk-

sam bekämpfen 

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/15913  

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzende Britta Oellers: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich begrüße 
Sie ganz herzlich zur 38. Sitzung des Ausschusses für Gleichstellung und Frauen. Mein 
herzliches Willkommen gilt im Besonderen den Sachverständigen, die unserer Einla-
dung gefolgt sind und nun an dieser öffentlichen Anhörung teilnehmen. Ich begrüße 
ganz herzlich Frau Thiel, Frau Beitelsmann, Frau Prill, Frau Havliza und Frau Höke.  

Die Einladung zur heutigen Sitzung wurde unter der Dokumentennummer E 18/1638 
veröffentlicht.  

Die Sitzung wird per Live-Videostream im Internet übertragen. Ich weise darauf hin, 
dass während der Sitzung keine Bild- und Tonaufnahmen zulässig sind.  

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung? – Das sehe ich nicht. Damit können wir in 
die Tagesordnung eintreten.  

Die eingegangenen schriftlichen Stellungnahmen sind der tagesaktuellen Einladung 
zu dieser Sitzung zu entnehmen. Ich danke den Sachverständigen für ihre vorab ein-
gereichten Beiträge.  

Zum Ablauf der Anhörung. Eingangsstatements sind nicht vorgesehen. Die Abgeord-
neten wenden sich vielmehr direkt mit Fragen an die Sachverständigen.  

(Es folgen organisatorische Hinweise.) 

Die Sachverständigen werden gebeten, die an sie gestellte Frage jeweils innerhalb 
von drei Minuten zu beantworten. Ich werde dazu unsere Stoppuhr im Blick behalten. 
Seien Sie nicht böse, wenn ich einschreiten muss. Wir wollen viele Fragen durchbe-
kommen und keinen Monolog halten. Je kürzer und präziser Sie antworten, desto mehr 
Infos erhalten wir.  

Gibt es zu dem Vorgehen Anmerkungen? – Das sehe ich nicht. Dann können wir so 
verfahren.  

Ich eröffne die erste Fragerunde und erteile der FDP, Herrn Dr. Pfeil, das Wort.  

Dr. Werner Pfeil (FDP): Meine sehr geehrten Damen Sachverständigen, ich bedanke 
mich ganz herzlich für die Anhörung heute hier und dafür, dass Sie die Stellungnah-
men abgegeben haben, die wir alle gelesen haben.  

Ich werde eine einzige Frage, aber an alle Sachverständigen stellen. Das ist dann 
einfacher als nur an drei jeweils zwei Fragen.  
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Vorsitzende Britta Oellers: Na ja, das war die Regelung, eine Frage maximal an drei 
zu stellen.  

Dr. Werner Pfeil (FDP): Okay, dann stelle ich die erste Frage an drei, und dann stelle 
ich danach eine zweite ähnliche Frage an die beiden anderen Sachverständigen.  

Ich nehme der Reihenfolge nach Frau Prill, Frau Thiel und Frau Beitelsmann. Es gibt 
präventive Maßnahmen, es gibt nachträgliche Schutzmaßnahmen, wirtschaftliche und 
gesetzgeberische Maßnahmen, die man machen kann. Mich würde interessieren: Wa-
rum wäre die Aufnahme in den Landesaktionsplan „NRW gemeinsam gegen Gewalt“ 
so wichtig? Können Sie das aus Ihrer Sicht begründen, warum diese Aufnahme in 
diesen Aktionsplan für die betroffenen Frauen aus unterschiedlichen Gründen so wich-
tig wäre?  

Und jetzt die Frage an die beiden anderen Sachverständigen.  

Vorsitzende Britta Oellers: Damit ist jetzt schon mal Schluss. Sie kriegen jetzt schon 
die Antwort auf Ihre Frage.  

Dr. Werner Pfeil (FDP): Ah. Es wird ganz anders gemacht als im Rechtsausschuss. 
Ich bin jetzt still. 

Vorsitzende Britta Oellers: Ja, deswegen lohnt es sich, mal in unseren Ausschuss 
zu kommen. Hier ist vieles anders, aber auch ganz gut.  

Dann fangen wir jetzt mit den Antworten an.  

Cornelia Prill (Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros/Gleichstel-
lungsstellen NRW): Vielen Dank für diese Frage. Das ist genau das Problem der 
strukturellen Benachteiligung von Frauen. Wenn wir dieses Thema, diese finanzielle 
Gewalt oder auch wirtschaftliche Gewalt nicht mitberücksichtigen, können wir den 
Frauen nicht helfen, aus diesen Gewaltstrukturen rauszukommen. Denn das ist ein 
häufiger Grund, warum sich Frauen daraus nicht lösen können.  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Die Aufnahme ist einfach ein wichtiges politisches Signal, auf das wir uns dann in der 
Weiterverfolgung beziehen können innerhalb der Fachstrukturen. Finanzielle Gewalt 
ist von der Auswirkung her für die Betroffenen so wichtig, dass es einfach einen eige-
nen Stellenwert braucht.  

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Vielen Dank für die Einladung. 
Der Plan dient der konsequenten Umsetzung des Übereinkommens zur Bekämpfung 
von häuslicher Gewalt. Ich denke, eine Verschriftlichung würde das Ganze sehr unter-
stützen und helfen an dieser Stelle. Ich kann mir auch vorstellen, dass es einfach vor 
Mehrfachzuständigkeiten schützen würde, damit man eben Klarheiten schafft.  
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Heike Troles (CDU): Einen herzlichen Dank an alle heute hier anwesenden Sachver-
ständigen für Ihre Ausführungen, die Sie uns schriftlich haben zukommen lassen.  

In dieser ersten Runde habe ich eine Frage an Frau Havliza. Sie sind als Opferbeauf-
tragte des Landes Nordrhein-Westfalen unterwegs. Uns würde interessieren, welche 
Rolle aus Ihrer Sicht das landesweite Opferschutzportal Nordrhein-Westfalen dabei 
spielt, Betroffenen niederschwellig Orientierung, Informationen und Zugänge zu Hilfen 
zu ermöglichen, auch bei komplexen Gewaltformen wie zum Beispiel finanzieller Ge-
walt.  

Barbara Havliza (Opferbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen): Vielen Dank 
für die Einladung und für die Frage. Das Opferschutzportal Nordrhein-Westfalen ist ein 
Portal, auf dem niedrigschwellig, weil die Person noch gar nicht weiß, ob sie sich an 
irgendjemanden wenden will und – wenn ja – an wen, Informationen und dann auch 
entsprechende Einrichtungen für mögliche Unterstützung angeboten werden. Ich halte 
das für extrem wichtig, weil es häufig die Erstorientierung ausmacht. Also, wir betreuen 
das Opferschutzportal mit unserer Dienststelle und stellen immer wieder fest, dass es 
als Eingangsportal für die Frage, wo ich mir welche Hilfe holen kann, durchaus genutzt 
wird.  

Zum Zweiten muss man natürlich sagen, dass der ganze Aspekt der ökonomischen 
Gewalt – ich nenne das nicht nur finanzielle Gewalt, sondern insgesamt ökonomische 
Gewalt – häufig eingebettet in ein Gesamtkontext von häuslicher Gewalt ist, sodass 
man sich auch dann auf dem Opferschutzportal entsprechend informieren kann, wel-
che Komplexe, welche Formen es gibt und an wen man sich bei welcher Form wenden 
kann.  

Frank Müller (SPD): Vielen Dank Ihnen, dass Sie heute hier sind, auch für Ihre Stel-
lungnahmen.  

Ich möchte eine Frage stellen an Frau Thiel, an Frau Beitelsmann und an Frau Prill mit 
Blick auf die Rolle der Frauenberatungsstellen und der Schuldnerinnen- und Schuld-
nerberatungsstellen. Die Freie Wohlfahrtspflege geht in ihrer Stellungnahme darauf 
ein, dass gerade die Schuldnerinnen- und Schuldnerberatungsstellen eine sehr zent-
rale Rolle spielen, auch in der Frage der Differenzierung, also: Reden wir über finan-
zielle Gewalt, reden wir über sozusagen normale Fälle von Verschuldung, oder gibt es 
da auch bestimmte Grenzfälle? Das ist ja, wenn ich das richtig verstanden habe, gar 
nicht so einfach auszudifferenzieren. Da würde mich zum einen interessieren, ob man 
die Zahlen überhaupt quantifizieren kann, ob es da überhaupt eine Erhebung gibt bei 
den Beratungsstellen. Mich interessiert dann noch der Blick in die Praxis und der 
Wunsch, was Sie uns raten würden, wie wir eigentlich die Beratungssysteme, also 
Frauenberatungsstellen auf der einen Seite, aber auch Schuldnerinnen- und Schuld-
nerberatungsstellen, besser verzahnen müssen. Was braucht es vielleicht an Fachbe-
ratung für die einzelnen Stellen, auch an Verweisberatung? Was braucht es da noch 
an zusätzlichen Ressourcen? Und wie sind eigentlich die Zugänge in der Praxis? Zu-
mindest nach unserem Dafürhalten ist es so, dass es gerade bei den Schuldnerinnen- 
und Schuldnerberatungsstellen sehr lange Wartelisten gibt und vielleicht möglicher-



Landtag Nordrhein-Westfalen - 6 - APr 18/1147 

Ausschuss für Gleichstellung und Frauen  05.02.2026 
38. Sitzung (öffentlich) rt 
 
 
weise ein Zugang von von finanzieller Gewalt betroffenen Frauen gar nicht so einfach 
möglich ist. Also, wie klappt das in der Praxis, und was wären da die Wünsche? 

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Die Differenzierung ist gar nicht so leicht vorzunehmen, weil natürlich in der Theorie 
betrachtet die Gewaltfälle gut voneinander trennen lassen. Wenn Sie sich vorstellen, 
ein Ratsuchender oder eine Ratsuchende kommt in die Schuldnerberatung, vielleicht 
auch in einem ganz anderen Zusammenhang, weil wir gehören rein schematisch, 
strukturell nicht mittelbar zu den Gewaltberatungsstellen, dann entdecken wir durch 
eine sorgfältige Anamnese und den Beziehungsaufbau in der sozialen Schuldnerbe-
ratung gegebenenfalls erst den Gewaltfall und gehen dann in die Bearbeitung und 
würden dann, wenn es ein direkter Gewaltfall wäre, dann entsprechend auch in die 
direkte Gewaltberatung vermitteln. Das System hat sich bewährt, es wird regional aus-
geübt in den Schuldnerberatungsstellen und das immer nach den Strukturen vor Ort.  

Die Fachberatung Schuldnerberatung konzentriert sich dann in der Beratung meistens 
auf die Lösung der fachlichen Zusammenhänge. Also, wenn es um Unterhalt geht, 
wenn es um Bürgschaften geht, wenn es um all diese Fälle geht, dann geben wir die 
Informationen weiter in die Beratungsstellen, wie man damit rechtlich umgeht, wenn 
eine Vorenthaltung von Unterhalt vorliegt. Deswegen haben wir keine Punkte in unse-
rer Statistik, keine eigenen Kategorien für Gewaltformen oder Gewaltformerfassung.  

Wenn Sie jetzt konkret nach einer praxistauglichen Umsetzung oder Messung von Pra-
xisfällen sprechen nicht im wissenschaftlichen Bereich, dann könnte man die vorhan-
dene Bundesstatistik, die über die Fachverfahren gemessen werden, darum ergänzen. 
Das braucht aber natürlich vorher eine Abstimmung in den Gesamtstrukturen von fi-
nanzieller oder ökonomischer Gewalt, die wiederum, weil überall, wo Geld ist, sind 
Schulden oder können Schulden sein, und überall, wo Schulden sind, kann ökonomi-
sche Gewalt ausgeübt werden, dann innerhalb der Fachberatung, einer Schnittstelle 
finanzielle Gewalt, ökonomische Gewalt umgesetzt werden könnte.  

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Sie fragen nach der Unter-
stützung, was wir uns als Beratungsstelle wünschen würden. Ich finde, es ist sehr viel 
Expertise da. Das sieht man, finde ich, auch hier an den Stellungnahmen sehr gut. Es 
müssen aber einfach gesellschaftlich und strukturell Dinge verändert werden, damit 
sich wirklich nachhaltig was tut. Ich kann mich meiner Vorrednerin Frau Thiel anschlie-
ßen. Genauso wie hier eine Vernetzung entsteht, dass bei Gewaltfällen zu uns vermit-
telt wird, vermitteln wir umgekehrt auch zur Schuldnerberatung in gewissen Fällen. 
Aber an beiden Stellen sind Wartelisten eben ein Punkt. Es braucht einfach die ent-
sprechende Finanzierung, um die personellen Ressourcen zu haben. Mir ist auch ganz 
wichtig, in der Zukunft mehr präventiv zu arbeiten, damit es gar nicht erst zu solchen 
ausweglosen Situationen kommt für die Betroffenen.  

Cornelia Prill (Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros/Gleichstel-
lungsstellen NRW): Dass die beiden angesprochenen Beratungsstellen absolut erfor-
derlich sind für dieses Thema, das ist unbestritten. Aktuell ist es so, dieses Sichtbarmachen 
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von Angeboten, die eben auch einen Gewaltbegriff umfassen, der eben die finanzielle, 
ökonomische, wirtschaftliche Gewalt benennt, das kommt einfach selten vor.  

Das andere Problem ist, und das ist gerade ein Problem von uns kommunalen Gleich-
stellungsbeauftragten immer: Wir arbeiten in Kommunen und versuchen selbst, unsere 
Sozialbereiche, also die Sozialämter, Jugendämter usw., zu sensibilisieren und darauf 
aufmerksam zu machen, dass es diese Beratungsstellen gibt. Zum Teil wissen die das, 
aber es wird trotzdem selten die Expertise eingeholt. Auch das ist etwas, wo eine Ver-
zahnung zwischen den beiden Beratungsstellen gut ist, aber eben auch in der Öffent-
lichkeit das sichtbar machen. Also, wir haben eine Erhebung gemacht vom runden Tisch. 
Wir haben ja diese runden Tische gegen häusliche Gewalt auch in den Kommunen, 
immer in Kooperation mit Frauenberatungsstellen und anderen Akteur*innen. Bei der 
Befragung ist herausgekommen, dass sowohl in der Bevölkerung als auch bei Fach-
menschen unterschiedlicher Herkunft, auch Banken usw., das Angebot nicht ausrei-
chend bekannt ist. Also, wenn die das Gefühl haben, die Frau hat irgendwie eine Ge-
walterfahrung, merken die das nicht unbedingt so, dass es da ein passendes Angebot 
gibt. Da arbeiten die runden Tische dran, aber das ist ja immer ein Ehrenamt zusätzlich 
zu dem eigentlichen. Auch da wären Maßnahmen bestimmt nicht das Verkehrteste.  

Dann das Thema „Statistik“. Die wird selten so spezifiziert geführt. Das ist oft ein Prob-
lem. Ein schönes Beispiel ist, dass die Polizeistatistik offensichtlich sich gerade durch 
diesen Erlass, den wir nicht inhaltlich kennen, geändert haben muss, denn die Fälle 
häuslicher Gewalt werden gerade nicht weniger, die werden anders gezählt. Aber in 
unseren Kommunen waren es deutlich weniger Fälle. Das ist für uns Gleichstellungs-
beauftragte und unsere Arbeit und auch die Arbeit der Kolleginnen auch eine Katastro-
phe, denn das Thema wird damit weniger sichtbarer. Also, auch das wäre etwas, was 
man da bedenken müsste.  

Und das Thema „Warteliste“ haben wir schon gehört. Die Frauenberatungsstellen ma-
chen das meistens noch irgendwie möglich. Da gibt es nicht so lange Wartelisten. Aber 
ich weiß, dass das die Kolleginnen auch sehr unter Druck setzt. Also, die personelle 
Ausstattung sollte eventuell auch noch angepasst werden. Aber das kostet halt Geld.  

Aber noch mal, es ist ein strukturelles Problem, und ich denke, diese Gesellschaft, also 
alle, die haben ja … Das ist ja ein Teil, der oft negiert wird. Also, ich meine, die Gesell-
schaft hat die Verantwortung, dieses Thema anzugehen, und das kostet eben Geld. 
Da muss man vielleicht an anderer Stelle sparen.  

Laura Postma (GRÜNE): Auch von meiner Seite: Schön, dass Sie heute hier sind und 
unsere Fragen konkret beantworten.  

Ich würde gerne daran anknüpfen – das haben Sie gerade mehrfach gesagt –, dass 
es ein strukturelles Problem ist. Meine Frage richtet sich an Frau Thiel, Frau Beitels-
mann und Frau Prill. Um diesen strukturellen Problemen zu begegnen oder begegnen 
zu können, welche strukturellen Ursachen liegen dahinter, also, welche Ursachenana-
lyse kann uns da weiterhelfen, um dann auch zu schauen, wie man eventuell nicht nur 
mit Einzelmaßnahmen, sondern auch wirkungsvoll mit strukturellen Punkten dem hier 
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etwas entgegensetzen kann, gerne auch vor dem Hintergrund der hier im Antrag be-
schriebenen einzelnen Maßnahmen? 

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Das ist ein wichtiges Thema, 
das Sie ansprechen. Also, es bestärkt sich gegenseitig, die strukturelle Gewalt mit der 
potenziellen finanziellen, partnerschaftlichen Gewalt. Was es da strukturell braucht, 
das sind ganz unterschiedliche Dinge. Ich denke, Förderung von Lohngerechtigkeit ist 
ein Thema für Frauen, und Wohnraum ist auch ein großes Thema. Ich erlebe es oft, 
dass bei finanzieller Gewalt das ein großer Faktor ist, weswegen man in der Beziehung 
und entsprechend in der Wohnung verbleibt, weil es einfach keine Alternative gibt. 
Was ich auch persönlich erschreckend finde, ist, wenn manchmal dann die Kinderbe-
treuung einen so großen Raum im Leben der Frau einnimmt, weil es nicht entspre-
chende flexible Kinderbetreuungsangebote gibt und dann eben finanzielle Gewalt wei-
ter verstärkt wird, weil die Care-Arbeit trotzdem geleistet werden muss. Das sind ge-
wisse Maßnahmen, die strukturelle Sachen adressieren könnten.  

Cornelia Prill (Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros/Gleichstel-
lungsstellen NRW): Ja, das strukturelle Problem. Also, es sind ja im Grunde gesell-
schaftliche Probleme. Es geht eigentlich nur darum, den Art. 3 Abs. 2 umzusetzen, 
nämlich die Gleichberechtigung von Männern und Frauen wahrwerden zu lassen. Das 
gestaltet sich auch deshalb schwierig, weil natürlich auch Entscheider*innen in dieser 
Gesellschaft geprägt sind und man vielleicht nicht immer so gerne die finanziellen Res-
sourcen, die Macht, wie auch immer, die man hat, abgeben möchte und selten der 
Gewinn einer Gleichberechtigung gesehen wird. Also, da hätten wir dann auch noch 
ein bisschen zu tun.  

Zu den Maßnahmen. Eine Ursachenanalyse, um diese strukturellen Probleme anzu-
gehen, ist auf jeden Fall gut. Auch das kann natürlich durch eine Studie landesweit – 
meines Erachtens wäre bundesweit sogar noch besser – erfolgen. Das kostet natürlich 
auch wieder Geld, und das darf auch nicht ins Leere laufen, weil durch diese ganzen 
Datenerhebungen auch immer eine gewisse Erwartungshaltung kommt: Jetzt tut sich 
vielleicht mal was. – Die Beratungsstellen, die oft hinzugezogen werden, verbrauchen 
dafür wieder Ressourcen, die dann an anderer Stelle fehlen.  

Die Aufnahme in den Landesaktionsplan halte ich für sehr gut. Das Problem, das ich 
dabei sehe, ist vielleicht kein Problem, aber es muss mal angesprochen werden. Also, 
wir haben oft das Problem, dass das auch haushalterisch abgebildet werden müsste. 
Das Gleichstellungsministerium hat meines Erachtens nicht immer genügend Geld zur 
Verfügung, um den Auftrag umzusetzen. Wenn wir jetzt sagen, wir nehmen das Geld, 
das haushalterisch eingestellt ist, oder wir können da nicht mehr reinbuttern – in der 
jetzigen Situation verständlich – … aber man nimmt es dann von anderen wichtigen 
Themen weg. Das heißt, wenn man das ernst meint, dann muss das Thema „Gleich-
stellung“ im Ministerium entsprechend haushalterisch erweitert mit Mitteln ausgestattet 
werden. Sonst geht es auf Kosten anderer Bereiche. Das würde aus unserer Sicht 
auch nicht gerade helfen, die Gleichberechtigung umzusetzen.  
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Die anderen Maßnahmen – das haben wir auch in der Stellungnahme geschrieben – 
sind alle gut gedacht. Priorisieren würde ich es halt schon, wo die Fortbildungsange-
bote als Erstes stattfinden müssten, damit es effektiv ist. Informationsmaterialien, Öf-
fentlichkeitsarbeit und so, das ist natürlich alles effektiv. Ich habe vorhin schon gesagt, 
die Angebote müssen auch bekannt sein bei den Frauen, bei den Betroffenen.  

Das andere ist vielleicht auch mal – klingt jetzt wieder doof –, an die Männer ranzuge-
hen, auch denen da mal ein bisschen Fortbildung zukommen zu lassen. Auch mit de-
nen muss natürlich gearbeitet werden. Das ist ja nicht immer alles so bewusst. Ich 
sage mal, je stärker die Gewalt ausgeübt wird, desto mehr Bewusstsein unterstelle ich 
da, aber das ist halt alles immer einzelfallbezogen.  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Für mich bleibt festzuhalten: Politische Gestaltung schafft gesellschaftliche Strukturen 
und gibt in der Folge dann Handlungsmöglichkeiten für die Akteure und Bürger.  

Dann würde ich hier auch aus meiner Sicht die drei großen Bearbeitungspunkte sehen 
oder eher Verursachungen, wie auch immer, Wohnen, Schulden, Arbeit oder Wohnen, 
Geld, Arbeit. Aus meiner Sicht muss es natürlich „Schulden“ heißen. In allen Gewalt-
fällen – das nimmt ökonomische, finanzielle Gewalt nicht aus – ist die Lösung aus 
dieser Situation unmittelbar mit einem Wohnungswechsel verbunden. Ist das nicht 
möglich, kann man als Beratungskraft teilweise nur die Verzweiflung mit begleiten, die 
in dieser Situation bei den Betroffenen entsteht.  

Ähnlich sieht das mit Schulden aus. Wenn die Wartezeiten zu lang sind, dann kann 
teilweise erst zu spät eingegriffen werden in den Prozess der Überschuldung. Da gehe 
ich noch mal kurz, um das zu verdeutlichen, auf die Frage zuvor ein. Das passt jetzt 
gerade ganz gut. Wir haben in NRW einen Flickenteppich bei der Finanzierung der 
Schuldnerberatung. Wir haben damit eine ungerechte Verteilung des Zugangs, um 
sich aus diesen Situationen zu lösen als Betroffene, haben aber gleichzeitig mit dem 
P-Konto einen Anlass für Opfer wie Täter, Beratung zu suchen. Deswegen sehen wir 
uns eher so als neutrale Stelle, gerade was Geschlechter angeht, weil wir im Zweifel 
beide beraten.  

Wir sehen auch das Problem, dass Staat wie Bürger das Finanzierungsproblem haben 
an der Stelle. Ich denke auch, dass es ganz schwierig ist, zu überlegen, wo ich etwas 
wegnehme, wo ich etwas dazu stecke. Ich wäre sehr interessiert einmal an der wis-
senschaftlichen Untersuchung, dann aber auch an der fachstrukturellen Umsetzung 
für NRW, um mit kleinen Schritten vielleicht zu einem großen Wurf zu kommen.  

Andreas Keith (AfD): Auch von unserer Seite erst mal herzlichen Dank für Ihre Stel-
lungnahmen und dafür, dass Sie uns heute Morgen für Rückfragen zur Verfügung stehen.  

Ich vertrete heute meine Kollegin Seli-Zacharias und habe mich in den letzten zwei 
Tagen in das Thema eingelesen und Ihre Stellungnahmen studiert. Der Antrag fordert 
unter Punkt 2, eine landesweite wissenschaftliche Studie mit stichprobenartiger Da-
tenerhebung über Häufigkeit, Erscheinungsformen und Folgen finanzieller Gewalt in 
Nordrhein-Westfalen in Auftrag zu geben. Ich habe bei meinen Recherchen und bei 
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Ihren Stellungnahmen nirgendwo eine Zahl gefunden. Ich habe überhaupt kein Gefühl 
dafür. Wir sind jetzt hier im Landtag Nordrhein-Westfalen als Abgeordnete nicht gerade 
als Sozialhilfeempfänger bekannt. Meine Frau verdient aber deutlich mehr als ich als 
Leiterin einer radiologischen Praxis. Wir haben getrennte Konten. Also, mir ist dieses 
Thema fremd gewesen. Ich wusste gar nicht, dass das hier so ein Thema ist. Um ein 
Gefühl dafür zu bekommen, würde mich mal von Ihnen interessieren, Frau Thiel, Frau 
Beitelsmann und Frau Prill, zum Einstieg: Wie häufig kommt denn das vor? Wie viele 
Leute sind das denn? Ja, der Antrag fordert diese Erhebung, das ist mir klar, Sie haben 
das auch mehrfach angesprochen, aber damit man einfach mal ein Gefühl bekommt, 
über was wir hier eigentlich reden und welches Ausmaß das Ganze hat, würde ich 
gerne Zahlen wissen.  

Darauf basieren dann auch zwei, drei weitere Fragen, die ich dann im Anschluss noch 
habe.  

Cornelia Prill (Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros/Gleichstel-
lungsstellen NRW): Es ist unheimlich schwer, zu sagen, wie hoch das Ausmaß ist. 
Ich bin nur selten in der direkten Beratungssituation. Nichtsdestotrotz sind wir stark im 
Austausch mit den Frauenberatungsstellen, und manchmal kommen auch dann noch 
Frauen, die dort waren, zu mir, um dann zu wissen, wohin man sich wenden kann. 
Also, es ist tatsächlich so, dass selten Gewaltfälle bekannt werden meiner Beobach-
tung nach, wo nicht ein Ungleichverhältnis im Einkommen ist, wo nicht irgendeine Ab-
hängigkeit ist, weil gerade diese Abhängigkeit ja auch die Gewaltfälle so schwer und 
so nachhaltig macht.  

Es ist schön, wenn das Ungleichverhältnis mal in der anderen Richtung ist. Solange es 
eine partnerschaftliche Beziehung ist, ist es aber grundsätzlich erst mal nicht das Problem. 
Da weiche ich jetzt vielleicht von Ihrer Frage ein bisschen ab. Strukturell glaube ich 
aber tatsächlich, dass wir partnerschaftliche Beziehungen ausgestalten müssen, damit 
eben genau diese Probleme nicht passieren können. Ungleichmäßiges Einkommen ist 
in der Beziehung erst mal kein Problem, solange man einen Ausgleich schafft. Also, 
wenn Sie Kinder zum Beispiel haben und eine Person von beiden bleibt zu Hause, 
dann muss nicht nur darüber nachgedacht werden, dass in dem Moment ja ein ge-
meinsames Einkommen ist, es muss über Trennung nachgedacht werden und über 
Versorgung im Alter. Das ist ja eben wieder das, was die Frauen besonders trifft, weil 
meistens – in Ihrem Fall nicht – die Frau einfach weniger Einkommen hat und dadurch 
auch weniger Rentenansprüche. Auch daraus ergibt sich oft eine Abhängigkeit.  

(Andreas Keith [AfD]: Zahlen?) 

– Nein, tatsächlich nicht. Das ist genau das Problem.  

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Das, was Sie ansprechen, 
ist ja Teil des Problems. Es gibt noch nicht so viele Zahlen, weswegen eine solche 
Studie sinnvoll wäre, mal vernünftig zu erheben und auch auszuwerten. Von meinem 
Gefühl her – ich denke, das wollen Sie vielleicht hören, wie das in der Beratungspraxis 
ist –, wenn ich das jetzt einfach mal schätzen müsste, sind das 50 bis 60 %, wo das 
ein Thema ist. Die Frage ist nur nach der Definition: Was ist finanzielle Gewalt und 
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was nicht? Es wurden Abhängigkeitsverhältnisse heute schon erwähnt. Ich denke, 
dass man das dennoch abgrenzen muss. Deswegen finde ich es gut, dass wir uns hier 
bemühen, eine Definition zu finden und weiter darauf einzugehen, um es vernünftig 
systematisch zu erfassen.  

Wichtig ist mir nur, zu sagen, dass eine tatsächliche Freiwilligkeit immer eine echte 
Wahlfreiheit voraussetzt. Die finanzielle Gewalt liegt für mich genau dann vor, wenn 
die Wahlfreiheit systematisch entzogen wird und es eine solche nicht gibt. Das ist ein-
fach in ganz verschiedenen Fällen so, wo es dann von außen noch strukturell verstärkt 
wird, aber auch teilweise einfach innerhalb der partnerschaftlichen Beziehungen es 
eben nicht so schön ist und kein wirklicher Handlungsspielraum mehr für die Frau vor-
handen ist und man wirklich eigentlich nicht überleben kann. Das verstärkt eben Ge-
walt, auch andere Gewaltformen, physische und psychische Gewalt beispielsweise.  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Für mich wäre das auch eine der Leitfragen für eine landesweite wissenschaftliche 
Studie, nämlich: Wann wird aus finanzieller Bindung durch Missbrauch der finanziellen 
Abhängigkeit Gewalt? Aus der Beratungspraxis kann ich berichten, dass diese Frage-
stellung bei Fällen von wirtschaftlicher Abhängigkeit durchaus immer im Raum steht, 
weil wir ja schauen müssen, welche Konsequenzen durch eine Unterhaltsfrage zukünftig 
wieder auftreten oder im Beratungsprozess Möglichkeiten oder Hindernisse schaffen. 
Unterhaltsfragen müssen, bevor eine Verbraucherinsolvenzberatung angegangen 
wird, geklärt werden. Also, die soziale Schuldnerberatung sorgt für die Voraussetzungen, 
damit nachher ein Verbraucherinsolvenzverfahren verantwortlich durchgeführt wird. 
Deswegen sind wir, soziale Schuldnerberatung und Verbraucherinsolvenzberatung, 
da und arbeiten auf den Worst Case Verbraucherinsolvenz zu.  

Aus schuldnerberaterischer Sicht machen Sie mit Ihrer Frau alles richtig. Getrennte 
Konten sind für uns nicht ein Zeichen des Misstrauens in einer partnerschaftlichen 
Bindung, sondern eine wichtige Voraussetzung, um sich gleichwertig begegnen zu 
können. Nichtsdestotrotz ist das nicht unbedingt ein Schutz. Wenn man jetzt zum Bei-
spiel von missbräuchlichen Verträgen innerhalb von Partnerschaften ausgeht, dann 
kann das auch trotz getrennten Konten zu finanzieller Gewalt führen, die sich negativ 
auf die Verschuldung auswirkt. Um das festzulegen, dieses Leben festzuhalten und 
einfach mal statistisch, wissenschaftlich betrachtet vorliegen zu haben, braucht es ein-
fach eine wissenschaftliche Studie.  

Vorsitzende Britta Oellers: Wir gehen in die nächste Runde und fangen wieder mit 
dem Antragsteller FDP an.  

Dr. Werner Pfeil (FDP): Meine zweite Frage würde ich jetzt an Frau Havliza als Op-
ferbeauftragte und Frau Höke als Rechtsanwältin stellen, und zwar das Thema „öko-
nomische Gewalt in Ihrer Beratungspraxis“. Es sind ja jetzt zwei ganz unterschiedliche 
Bereiche, einmal Rechtsanwältin, einmal Opferbeauftragte. Wie wirkt sich das in der 
Beratungspraxis aus? Und gleichzeitig die Frage: Gibt es irgendeine Organisation in 
Nordrhein-Westfalen oder in Deutschland, die Frauen, die Opfer von finanzieller Gewalt 
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durch ihren Partner geworden sind, Hilfe anbietet, um diese finanzielle Leistungsfähig-
keit wiederherzustellen? Also, gibt es jemanden, der dann praktisch diese Schulden 
übernimmt, die der Partner verursacht hat? Ich kenne die Antwort, aber ich möchte es 
mal hören.  

Barbara Havliza (Opferbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen): Ich möchte 
ganz deutlich darauf hinweisen, dass Menschen, die sich an uns wenden, in akuter 
Not sind. Die wollen Hilfe, egal, wo sie herkommt. Frauen oder auch Männer – meis-
tens sind es Frauen –, die sich an uns wenden, weil sie Teil einer häuslichen Gewalt-
situation sind, sind es nicht, jedenfalls habe ich es noch nicht erlebt, ausschließlich 
aufgrund ökonomischer Gewalt, sondern es ist immer ein komplexes Verhältnis zwi-
schen körperlicher, ökonomischer, psychischer Gewalt insgesamt. Ein Teilaspekt da-
von ist die ökonomische Gewalt. Ökonomische Gewalt bedeutet ja Kontrolle über fi-
nanzielle Ressourcen eines Menschen, um den dann in seinem Handlungsspielraum 
möglichst eng zu begrenzen.  

Wir lotsen in der Regel zunächst einmal, nachdem wir uns das Problem angehört ha-
ben, an Frauenberatungsstellen und auch an Schuldnerberatungsstellen, aber nie-
mand von denen übernimmt natürlich die Schulden des anderen. Man muss einfach 
dazusagen, dass dieses tradierte Familienbild, das man ohne Weiteres eingehen 
kann, also, der eine verdient das Geld, der andere bleibt zu Hause oder verdient we-
niger Geld, weil er zu Hause die Care-Arbeit leistet, ja im Guten eingegangen wird. 
Normalerweise beginnt eine Partnerschaft gut, dann läuft das so, und dann eskaliert 
irgendwas. Das kann ein Alkoholproblem sein aufgrund von Arbeitslosigkeit und, und, 
und, und dann dreht die Spirale weiter, die Fantasie nach oben ist da unbegrenzt. Das 
heißt, Frauen oder auch Männer, meistens sind es aber die Frauen, kommen in diese 
Nöte und stellen fest, plötzlich übt mein Partner, meine Partnerin Kontrolle über mich 
aus in jederlei Hinsicht. Der schlägt mich, der unterdrückt mich, ich komme an das 
Geld nicht ran. Die Akuthilfe heißt zunächst einmal: möglichst raus aus der Situation. – 
Das muss aber finanziert werden, weil die Betroffene ja kein Geld hat. Das heißt, aus 
meiner Sicht müsste schon mal grundsätzlich Raum geschaffen werden, aber auch 
das kostet wieder Geld. Wir haben häufig Probleme, zum Beispiel Frauenhausplätze, 
Schutzplätze zu schaffen, die ausreichend finanziert sind. Das heißt, die Zahl ist zu 
gering aus unserer Sicht. Und es gibt auch noch zu hohe finanzielle Hürden, wenn 
man aus einem familiären Einkommen kommt, wo man sagt: Eigentlich kannst du dei-
nen Frauenhausplatz selber bezahlen. – Auch das gibt es ja. Das heißt, an dieser 
Stelle müsste schon dringend etwas getan werden.  

Wie gesagt, ich betone noch mal, isoliert kommt das Problem der ökonomischen Ge-
walt auf uns gar nicht zu, sondern das wird dann gar nicht so empfunden. Der Gewalt-
begriff – das muss ich den Juristen hier im Raum gar nicht erklären – ist auch nicht, 
dass jemand sagt: Wir können uns das nicht mehr leisten und du darfst jetzt das und 
das nicht mehr ausgeben. Darum bist du jetzt beschränkt in deiner Lebensführung. – 
Das ist keine Gewalt. Das ist irgendwelchen Verhältnissen geschuldet, die man ge-
meinsam tragen muss oder eben nicht mehr gemeinsam tragen kann.  
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Vorsitzende Britta Oellers: Ich darf an die Zeit erinnern.  

Barbara Havliza (Opferbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen): Danke. Ich 
halte meinen Mund, aber Sie haben mich verstanden.  

Stefanie Höke: Ich kann mich größtenteils anschließen, würde aber auch ein bisschen 
unterteilen. Bei mir in der rechtsanwaltlichen Beratungspraxis ist es häufig so, dass 
Frauen nach Trennung erst mal gar nicht bewusst ist oder dann erstmalig bewusst 
wird: Ich habe gar keine Ahnung über das Nettoeinkommen meines Mannes. – Das ist 
zum Teil überhaupt nicht bekannt. Der hat das ja in der Vergangenheit auch ganz 
wunderbar gemacht. Der hat sich um alles gekümmert, tradiertes Rollenmodell, die 
Frau hat die Care-Arbeit erledigt und ihr wurde quasi irgendwie ein Taschengeld zu-
geteilt. Dann fangen da die Probleme an. Wir verweisen eben, wie Frau Havliza auch 
gerade schon sagte, auf Schuldnerberatung und Frauenberatung.  

Bei den anderen 50 %, will ich es mal fast nennen, bei denen eben häusliche Gewalt 
schon mit einhergeht, kommt die finanzielle Gewalt dazu. Da ist es teilweise so, die 
Frauen sind in einer Situation, die haben gar nicht die Möglichkeit, auszubrechen. Ich 
hatte letztens einen Fall, da war es so, die Frau hatte angerufen, ihr fehlte das Geld, 
um mit dem Taxi zur Frauenberatungsstelle zu gelangen, um dann, was eigentlich 
schon alles eingestielt war, sie in ein Frauenhaus zu verbringen, sodass die Frauen-
beratungsstelle gesagt hat: Fahre mit dem Taxi hier vor, wir bezahlen das Taxi, und 
dann geht es weiter. – Also, die haben überhaupt gar keine Möglichkeit und sind wirk-
lich schon fast gefangen in diesen häuslichen Strukturen. Darum muss man auch ein 
bisschen unterteilen, würde ich sagen.  

Und dann im Endeffekt ein Bewusstsein, um das vielleicht einmal an der Stelle zu 
sagen, und da würde ich sagen, da muss man an Schulen ansetzen, dass bei dem 
Backlash, den wir gerade erleben von einigen Parteien, dass da ganz klar die Frauen 
wieder, wofür jahrelang gekämpft wurde, dass den Frauen auch vermittelt wird: Du 
musst eigenständig sein, du musst arbeiten oder zusehen, dass du nicht abhängig von 
einem Mann bist.  

Heike Troles (CDU): Meine nächste Frage geht an Frau Beitelsmann, an Frau Höke 
und an Frau Havliza. Ich würde gerne wissen, welche Bedeutung Sie der bisherigen 
guten Zusammenarbeit zwischen Opferhilfe, Polizei, Justiz, Sozialberatung und den 
spezialisierten Fachstellen beimessen und ob Sie diese Vernetzung bereits gut entwi-
ckelt sehen oder ob da noch Potenzial nach oben ist.  

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Ich denke, die Vernetzung 
ist enorm relevant. Ohne Vernetzung geht es gar nicht. Man sieht es heute schon, hier 
besteht Vernetzung. Das ist das Wichtigste für die Klientinnen, damit man ihnen sagen 
kann, wo sie weitere Hilfe empfangen.  

Ich denke, es gibt schon eine gute Vernetzungsstruktur, zum Beispiel auch die Fach-
gruppe Häusliche Gewalt. Da sitzen viele Akteur*innen drin. Je mehr dort sind, desto 
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besser können die wirklich den Betroffenen helfen. Also, da ist bestimmt noch Luft 
nach oben.  

Barbara Havliza (Opferbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen): Vernetzung 
ist alles, muss man an dieser Stelle sagen, weil der Hilfeteppich so breit gestreut ist, 
dass man erst mal voneinander wissen muss, untereinander wissen muss und sich 
gegenseitig sozusagen die Probleme zuweisen kann, weil man weiß, da sitzt eine bes-
sere Kompetenz für dieses spezielle Problem als an einer anderen Stelle.  

Ganz wichtig ist für mich, dass die Vernetzung zwischen Beratungsstellen aller Art, 
Polizei, Justiz, weiter ausgebaut wird, ohne dass es da irgendwelche Ressentiments 
gibt. Ich stelle immer wieder fest, und das habe ich ja nun in verschiedenen Berufsbil-
dern beobachten können, die ich ausgefüllt habe, dass viele Arten von Beratungsstel-
len immer noch auf der Polizei- und Justizseite mit so ein bisschen Lächeln beobachtet 
werden nach dem Motto: Ja, es ist schön, dass wir das haben, aber eigentlich regeln 
wir ja das Ganze. – Das ist aus meiner Sicht fatal, denn solche Probleme können nur 
gemeinsam angegangen und auch nur gemeinsam bewältigt werden. Deswegen bin 
ich ein großer Freund von möglichst kommunalen runden Tischen, wo solche Dinge 
ausgesprochen werden, auch angesprochen werden, wo man sich auch mal trefflich 
streiten kann, um gemeinsam den möglichst besten Weg zu finden. Das soll ja immer 
das Ziel des Ganzen sein.  

Also, unter dem Strich: Netzwerk ist alles, es müssen nur alle auch zum Netzwerken 
bereit sein.  

Stefanie Höke: Ich kann auch ganz klar sagen aus meiner Praxis: Mit den Fachbera-
tungsstellen läuft die Vernetzung ganz wunderbar, mit den Opferschutzbeauftragten 
der Polizei ganz wunderbar, einzig eben – ich möchte ein bisschen daran anknüpfen, 
was Frau Havliza gesagt hat –: Die Justiz hält sich aus Arbeitskreisen, so höre ich es 
immer wieder von der Staatsanwaltschaft, zum Thema „häusliche Gewalt“ oder Ar-
beitskreisprozess raus. Dann wird sich darauf berufen, dass man eben arbeitsüberlas-
tet ist und man keine Zeit findet. Also, da ist die Vernetzung leider nicht so gegeben. 
Ansonsten läuft die Vernetzung, finde ich, gerade bei uns im Bereich oder in unserem 
Kreis ganz fantastisch. Da wäre es sehr zu wünschen, dass die Justiz vielleicht auch 
ein bisschen mehr Einblick in die Arbeit der Fachberatungsstellen hat, die meines Er-
achtens oftmals vielleicht gar nicht so bekannt ist. Das höre ich immer wieder in Pro-
zessen: Was ist das noch mal für eine Beratungsstelle? Was machen die genau? Da 
muss mehr Aufklärung her, bzw. dafür muss sich die Justiz auch interessieren.  

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Ich möchte eine kleine Er-
gänzung machen. Mir ist wichtig zu betonen, dass Vernetzung nicht auf ehrenamtlicher 
Basis ablaufen sollte. Das ist etwas, wofür es einfach eine Finanzierung geben muss, 
damit das vernünftig erfolgt.  

Frank Müller (SPD): Ich würde noch mal gerne ein Schlaglicht auf das Thema „Justiz“ 
richten. Meine Frage würde ich richten an Frau Havliza, an Frau Thiel und Frau Höke 
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mit dem Blick, wie wir uns das vorstellen müssen sozusagen in der konkreten Umset-
zung, wenn es dann tatsächlich zu juristischen Verfahren kommt, wie das gewürdigt 
wird. Ich habe jetzt herausgehört, dass man teilweise eben diese Vernetzung in die 
Justiz nicht hat, vielleicht das Problembewusstsein gar nicht so stark da ist. Oder wie 
sich das auch beispielsweise im Verbraucherinsolvenzverfahren auswirkt, auch über 
die Rolle, also wenn man eben verheiratet ist, aber im Prinzip Opfer von finanzieller 
Gewalt ist, kann ich mir vorstellen, dass da tatsächlich auch so im ganz konkreten 
Handeln, im Abwickeln dieser Insolvenzverfahren dann auch Probleme kommen für 
die betroffene Frau. Da würde ich mich noch mal über eine Einordnung Ihrerseits 
freuen.  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Ich gebe eine sehr schuldnerberaterische Antwort: Das kommt auf den konkreten Ein-
zelfall an. Wir arbeiten in rechtlichen und auch methodischen Strukturen, die den Weg 
vorgeben, aber für den Einzelfall, für die individuell Betroffenen suchen wir den Weg 
heraus aus der Überschuldungssituation oder gar nicht hinein in die Überschuldungs-
situation, wenn das möglich ist. Da sind entscheidend die Wartezeiten tatsächlich. Von 
daher kann ich da, ohne jetzt wirklich in Einzelfallbeschreibungen hineinzugehen, 
keine genaue Antwort geben. Ich denke, in Anbetracht der Zeit würde ich jetzt darauf 
gerne verzichten. Aber im schlimmsten Fall sind Verbraucherinsolvenzverfahren und 
damit die wiedermalige wirtschaftliche Teilhabe blockiert. Dafür ist das Verbraucherin-
solvenzverfahren da, damit man wieder am Wirtschaftsleben teilnehmen kann und 
man sich entschuldet und die alten Situationen hinter sich lässt, die dazu geführt ha-
ben. Das ist die Konsequenz.  

Ich will noch kurz ergänzen: Ich kenne aus meiner eigenen Beratungserfahrung genau 
einen Fall, in dem es Gelder gibt für von finanzieller Gewalt Betroffene, aber auch für 
alle verschuldeten Personen. Nach meiner Erfahrung sind das Einzige, was ich bisher 
ausgezahlt habe, Kirchenmittel. Dann haben Sie da eine Frau oder einen Mann, der 
nicht weiß eine Woche vor Monatsende, mit was er das Essen bezahlen soll für die 
Kinder oder sie. Dann gibt man 40 Euro und sagt: Mehr können wir nicht tun. – Das ist 
dann der Zwiespalt oder das Spannungsfeld, was Beratungskräfte aushalten müssen.  

Stefanie Höke: Ich würde nicht zu dem Thema „Insolvenz“, sondern eher zu dem Thema 
„Justiz“, das Sie ansprachen, etwas sagen. Da haben wir insofern die Problematik, als 
Richter*innen frei sind und nicht zur Fortbildung verpflichtet werden können. Da ist es 
schon eben genau die Thematik: Es kommt dann auf die Richter*innen an: Setze ich 
mich damit auseinander? Ich habe das immer wieder im konkreten Verfahren erlebt, 
dass tatsächlich gefragt wird: Was macht diese Beratungsstelle noch mal genau? Die 
nennen sich halt nicht genau „Frauenberatungsstelle“, haben einen anderen Namen, 
und dann fängt schon teilweise die Schwierigkeit an. Da muss ein anderes Bewusst-
sein geschaffen werden. Ohne das geht es nicht.  

Und dann vielleicht auch eben diese Teilnahme an den Arbeitskreisen, dass da – ver-
pflichtend ist mir klar – die Bereitschaft gesehen wird und da vielleicht so ein bisschen 
Druck aufgebaut wird, dass das umgesetzt wird.  
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Barbara Havliza (Opferbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen): Ich möchte 
zunächst eine Lanze für die Justiz brechen. „Die Justiz“ ist so nicht richtig. Es gibt 
durchaus Kommunen, in denen sich auch die Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte 
und die Richterinnen und Richter an runden Tischen usw. beteiligen – so ist es nicht –, 
aber natürlich immer unter der auch berechtigten Wahrung ihrer Unabhängigkeit in der 
Entscheidungsfindung. Das ist ja ganz klar, das muss auch so sein.  

Ich selber kann Frau Höke nur zustimmen. Ich war immer auch schon als Richterin mit 
wenig Freude meiner Kolleginnen und Kollegen ein großer Befürworter, dass auch für 
Richter Fortbildungen verpflichtend sein müssten. Das hat aus meiner Sicht mit Unab-
hängigkeit nichts zu tun.  

Aber insgesamt muss man sagen, dass bestimmte Dinge in der Justiz zu wenig be-
kannt sind oder zu wenig in den Auswirkungen gesehen werden. Der Richter – ich 
gendere jetzt mal nicht – muss sich an Recht und Gesetz halten und kann nicht sagen: 
„Die eine ist darüber irgendwie mehr traurig als der andere“, sondern das geht wirklich: 
Wie ist die Rechtslage und wonach kann ich das beziffern? Also, nehmen wir mal zum 
Beispiel das Beispiel der Unterhaltspflichtverletzung, was ja auch so ein gängiges Mit-
tel ist, finanziellen Druck auszuüben. Da muss das Gericht und die Staatsanwaltschaft 
natürlich gucken, wie die Einkommensverhältnisse sind und wie ich die dann zu regu-
lieren habe, dass er seinen Selbstbehalt hat und trotzdem noch Unterhalt zahlen kann. 
Das muss emotionsfrei laufen. Darum bin ich immer ein Mahner, dass man nicht alle 
Professionen in einen Topf werfen kann, um zu sagen, es müssen alle gleich auf das 
Problem gucken, sondern jeder aus seiner Profession heraus, und da hat die Justiz 
nun mal eine Ausnahmestellung, genauso wie die Polizei eine Aufklärungspflicht hat 
und auch nicht einfach sagen kann: Der tut mir mehr leid als der andere. – Das geht 
so nicht. Also, das muss man immer so ein bisschen sagen, aber auch das ist eben 
der Grundsatz. Wenn die sich alle mal an einen Tisch setzen und das gegenseitige 
Verständnis für die unterschiedliche Professionen wecken würden, wäre manches ein-
facher.  

Laura Postma (GRÜNE): Ich knüpfe an die Antworten an, die Sie eben zur Frage 
nach strukturellen Ursachen gegeben haben. Daher meine nächste Frage an die drei 
Sachverständigen Frau Thiel, Frau Beitelsmann und Frau Prill. Jetzt haben Sie das 
eindrücklich beschrieben. Welche bestehenden Angebote hier bei uns in NRW oder 
auch bundesweit gibt es denn schon, die dem begegnen? Einige sind ja schon ange-
rissen worden. Sie beschreiben auch in Ihren Stellungnahmen die Expertise, die ver-
teilt im Land schon da ist. Das Thema ist ja kein NRW-spezifisches, sondern es ist 
leider bundesweit ein Thema. Sie nehmen auch zum Bundesrecht Bezüge. Wie ist da 
das Verhältnis zwischen Land und Bund bei dem Thema?  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Ich muss kurz zurückfragen. Sie meinen, welche bestehenden Angebote bei uns in der 
Beratungspraxis bekannt sind, also zum Beispiel das Gewalthilfetelefon usw.?  
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Laura Postma (GRÜNE): Genau, also welche es schon gibt, die genau diesen Prob-
lemen und Ursachen, die Sie gerade beschrieben haben, schon begegnen bei Ihnen 
oder die Ihnen auch darüber hinaus bekannt sind. Vielleicht gibt es ja im Sinne von 
Netzwerken auch noch Punkte.  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Übergeordnet ist das für mich schwierig zu beantworten, weil die Netzwerke vor allem 
regional sind. Das heißt, die Träger der Schuldnerberatung stehen in Kontakt und sind 
vernetzt mit den Trägern der direkten Gewaltberatung, Frauengewaltberatung mit den 
Frauenhäusern, indirekt dann mit der allgemeinen Sozialberatung. Es gibt zum Bei-
spiel in Kreis Viersen zu Armut einen runden Tisch, in dem dann verschiedene Akteure 
zusammenkommen, von Arbeitslosenberatung bis hin aber auch manchmal Jobcen-
ter-Vertreter oder Kreisvertreter. Da gibt es ganz verschiedene Gestaltungen sowohl 
in der Tiefe als auch in der Intensität, auch in den Absprachen. Deswegen denken wir 
ja auch als Fachberatung eine Schnittstelle, die das übergeordnet mal zusammen-
fasst, mal beleuchtet, mal sich austauscht, so wie wir jetzt hier zusammensitzen und 
schon gemerkt haben, wir haben unglaublich viele Gemeinsamkeiten, aber im Detail 
für NRW können wir das noch nicht greifen. Also, das wäre auch ein erster Schritt, um 
dem Problem finanzielle Gewalt zu begegnen aus meiner Sicht.  

Bestehende Angebote, wie gesagt, die einzelnen allgemeinen Sozialberatungsstellen, 
konkret auf Bundesebene ist es das Gewalthilfetelefon zum Beispiel, von dem ich 
weiß, dass dort regelmäßig zu uns verwiesen wird und wir dorthin verweisen.  

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Wie wir gehört haben, gibt 
es bereits Angebote, die landes- und bundesweit existieren. Ich hatte in meiner Re-
cherche auch noch mal gesehen, dass die Frauenberatungsstelle in Oberhausen zum 
Beispiel 2022 explizit etwas zu finanzieller Gewalt herausgebracht hatte. Das ist eine 
Broschüre, die heißt „Freiheit beginnt, wo Kontrolle endet“, und dort wird ganz viel 
aufgeklärt über ökonomische Gewalt anhand von Beispielen und auch auf Beratungs-
stellen verwiesen und auch präventiv geschaut, wie man finanziell unabhängig bleiben 
kann oder eben aus einer entsprechenden Gewaltspirale rauskommen kann. Aber 
auch die Kapazitäten für solche zusätzlichen Angebote kann man natürlich nur leisten, 
wenn man entsprechend aufgestellt ist, und da gibt es einfach weiterhin Lücken.  

Was mir auch ganz wichtig, noch mal zu sagen, ist zum Thema „finanzielle Bildung“: 
Das ist sicherlich ein Riesenvorteil. Wir haben auch über Schulen gerade geredet. Ist 
das ein gutes Schutzinstrument oder kann es das sein? Dennoch darf das einfach 
nicht bedeuten, dass die Verantwortung allein bei den Betroffenen, bei den Menschen 
liegt, die dann gegebenenfalls in eine finanzielle Gewaltspirale reinkommen. Abhän-
gigkeiten und Missbrauch müssen auch einfach sensibel behandelt werden und er-
kannt werden. Gerade bei Gewalterfahrungen, wenn man die dann irgendwann aufar-
beitet und entweder im Voraus erkennt oder einfach erst später, dann sind so viele 
Dinge, die anstehen, um die man sich kümmern muss, und oft besteht gar nicht eben 
wie gesagt dieser freie Kopf, um sich finanziell weiterzubilden.  
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Cornelia Prill (Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros/Gleichstel-
lungsstellen NRW): Das Meiste ist eigentlich schon gesagt, aber ich möchte jetzt 
speziell erst mal eingehen auf die Frage Bund-Land-Verhältnisse. Wir sind ja auch 
bundesweit im Austausch mit Gleichstellungsbeauftragten. Das tut sich einfach nichts, 
weil überall … Also, wir haben jetzt das Gewalthilfegesetz; darüber freuen wir uns. Das 
ist jetzt relativ schnell auf den Markt gekommen. Das umzusetzen ist eine Herausfor-
derung, das wissen wir alle. Das ist in allen Bundesländern gleich. Natürlich gibt es da 
unterschiedliche Vorarbeiten. Die sind nicht alle auf dem gleichen Stand. Aber die 
kommunalen Gleichstellungsbeauftragten haben überall die gleichen Probleme, weil 
sie nämlich sehr in die Verantwortung nicht genommen werden, sondern einfach ge-
hen müssen, damit es so funktioniert im Sinne der Betroffenen. Und die Betroffenen – 
das ist ja auch schon mehrfach klargeworden – sind mehrfach diskriminiert. Also, da 
gibt es viele, viele Dinge, die bearbeitet werden müssen. Die Frauenberatungsstelle 
ist meistens die Stelle oder auch die Schuldnerberatung, wenn es dann da landet, die 
auch wirklich erst mal gucken müssen. Also, bis alle Probleme rauskommen, das dau-
ert halt einfach, da braucht es auch Vertrauen.  

Dann müssten die Beratenden halt auch wissen, was es vor Ort gibt. Das ist halt alles 
regional sehr unterschiedlich. Ich würde für mich auch nicht in Anspruch nehmen, dass 
ich in unserer Kommune wirklich alle Angebote kenne, um jede Diskriminierungsform 
abzudecken, gerade auch im Bereich finanzieller Gewalt.  

Deswegen: Vernetzung ehrenamtlich ist immer on top. Das funktioniert nicht mit allen 
Professionen gleich gut. Ich glaube, da würde so eine Studie helfen, herauszufinden, 
welche Problemlagen es gibt, wo es Schnittstellen gibt und wo eben noch nicht. Dafür 
müssen dann auch Ressourcen geschaffen werden.  

Ich hoffe, ich habe Ihre Frage ausreichend beantwortet.  

Andreas Keith (AfD): Meine erste Frage zielte ja darauf ab, ein Gefühl dafür zu be-
kommen. Darauf baut die nächste Frage auf. Wir wissen, dass seit Corona, gerade in 
den Lockdowns, die häusliche Gewalt gegenüber von Frauen, aber im Besonderen 
auch Kindern extrem zugenommen hat. Da stellt sich mir die Frage: Hat sich das ein 
Stück weit manifestiert, bzw. übersteigt die Nachfrage in bestimmten Bereichen, ge-
rade was jetzt die finanzielle Gewalt, die dem Antrag speziell und dieser Anhörung 
zugrunde liegt, angeht, dann Ihre Kapazitäten? Das wäre die Frage an Frau Thiel, Frau 
Beitelsmann und Frau Prill.  

Cornelia Prill (Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros/Gleichstel-
lungsstellen NRW): Da fehlen uns auch wieder Zahlen. Gefühlt hat die Coronazeit 
nicht nur akut häusliche Gewalt gefördert, einfach weil es Ausgangssperren gab. Der 
Austausch oder auch der Einkauf war eingeschränkt, und die Frauen, die betroffen 
waren, mussten gucken, dass sie zu Hause irgendwie den Frieden wahren, insbeson-
dere wenn Kinder da sind. Da ist ja auch immer die Frau dann zuständig. Die Gewalt-
zahlen sind seither nicht runtergegangen, sondern eher weiter angestiegen, außer jetzt 
wie gesagt im letzten Jahr, weil die Statistik sich offensichtlich geändert hat und häus-
liche Gewalt und partnerschaftliche Gewalt und weiß ich nicht anders definiert zu sein 
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scheint. Das findet sich zumindest in den Hellfeldzahlen nicht unbedingt wieder. Ich 
glaube trotz alledem, dass es zunimmt. Das hat vielleicht nicht unbedingt nur was mit 
Corona zu tun, das hat vielleicht was da mit den aktuellen Zeiten, mit den politischen 
Verhältnissen zu tun. Wir sind indirekt durch Krieg bedroht, also, es wird immer schwie-
riger, auch die Ressourcen werden immer knapper, und da glaube ich, dass an sich 
die Gesellschaft gewalttätiger wird in allen möglichen Formen. Also, es wird roher, man 
achtet vielleicht nicht mehr so nach links und rechts. Das ist jetzt nicht pauschal jede 
Person, aber es ist halt schon eine andere Entwicklung, und das geht meines Erach-
tens meistens dann auf Kosten der Frauen.  

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Ihre Frage zielte ja darauf 
ab, zu erfahren, ob das unsere Kapazitäten übersteigt. Das ist ein bisschen fraglich. 
Also, die Auslastung ist hoch, definitiv. Wir haben immer Anfragen, und bei uns kriegt 
dennoch jede ratsuchende Person einen Termin. Das machen wir möglich. Aber das 
heißt natürlich nicht, dass wir uns das nicht noch schneller wünschen würden und dass 
es nicht noch besser wäre, wenn es mehr Kapazitäten gäbe, weitere Kolleginnen, die 
Termine wahrnehmen könnten. Das wäre sicherlich von Vorteil, und dafür braucht es 
einfach Unterstützung natürlich.  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Ausgehend von der Tatsache, dass man durch das Dunkelfeld hindurchmuss, damit 
man in das Hellfeld der Erfassung finanzieller Gewalt kommt, sind die Wartezeiten zu 
lang. Schuldnerberatung, allgemeine Sozialberatung usw. schaffen niedrigschwellige 
Zugänge, auch das Gewalthilfetelefon, das dann verweist. Wenn es dann aber darum 
geht, festzustellen … Also, Schuldnerberatung findet ja erst mal im Dunkelfeld statt. 
Die Menschen sollen durch den niedrigschwelligen Zugang dann schnell in die Bera-
tung kommen, und dort stellen wir dann fest, ob es finanzielle Gewalt ist oder nicht. So 
ist der Ablauf. Unter dieser Prämisse sind die Wartezeiten viel zu lang, und die Nach-
frage übersteigt das Angebot bei Weitem, weil wir überhaupt nicht in die Sortierung 
kommen, bevor Situationen eskalieren können. Das ist die Problematik insgesamt der 
sozialen Beratung.  

Dr. Werner Pfeil (FDP): Die nächste Frage geht an Frau Beitelsmann, Frau Havliza 
und Frau Höke. Wir haben jetzt sehr viel über präventive Maßnahmen, aber auch über 
nachträgliche Schutzmaßnahmen gesprochen. In der Ausarbeitung von Frau Beitels-
mann steht ein ganz interessanter Hinweis auf das Ehegattensplitting und dass damit 
bestimmte gesellschaftliche und staatliche Strukturen manifestiert werden, die schon 
zur Diskriminierung führen im Verhältnis zum anderen Partner. Meine Frage an Sie 
drei: Um nicht im Nachhinein an den Symptomen etwas zu verändern, wäre es nicht 
sinnvoller, im Vorhinein für gleiche Strukturen zu sorgen und damit im Bereich Ehegat-
tensplitting zum Beispiel eine komplette Änderung herbeizuführen, um bestimmte Be-
nachteiligungen erst gar nicht entstehen zu lassen? Das ist ein Thema Bundesebene, 
nicht Landesebene, aber wir hatten bisher sehr viel auf Landesebene besprochen, 
aber diese Frage ist auch noch interessant.  
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Barbara Havliza (Opferbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen): Ich bin immer 
ein bisschen zurückhaltend, zu sagen, wir müssen ein Gesetz oder ein Bundesgesetz 
ändern, und das hilft dann. Also, wir befinden uns bei Partnern und Partnerinnen im 
Grunde im Bereich der Privatautonomie. Das heißt, die vereinbaren untereinander, wie 
sie das regeln. Das Ehegattensplitting ist sicherlich, wenn man dann das Ende einer 
Beziehung hat und dann geht das im Krach auseinander, nicht vorteilhaft für denjeni-
gen, der weniger verdient hat. Das ist mal klar. Und in der Regel ist es ja nun mal die 
Frau. Von daher kann man natürlich sagen: Würde das pari-pari gehen, würde jeder 
sein Konto haben, alles, was Einkommen bedeutet, geht auf das Konto desjenigen, 
der es auch verdient, würde vieles einfacher sein, jeder würde für sich steuerlich ver-
anlagt, Punktum Schluss. – Ja, kann man machen, fällt aber in dem Moment dann 
auch schwer, wenn einer nicht mehr arbeitet, aus welchen Gründen auch immer. Also, 
wenn Sie mich fragen, würde ich sagen, wenn man auf Bundesebene irgendwas än-
dern will, dann sollte man mal überlegen, ob man Care-Arbeit insgesamt nicht mit einer 
bestimmten Entlohnung bedenkt, die dann als Einkommen gilt, und zwar so, dass es 
genauso zu versteuern ist, sozialversicherungspflichtig ist, wie auch immer, aber eben 
nicht mal so eben nebenher erledigt wird. Das ist ja in der Regel immer noch tradiert, 
wie wir nun mal sind, die Frau.  

Stefanie Höke: Ja, da kann ich mich eigentlich in Gänze anschließen, dass die Care-
Arbeit entlohnt wird, denn das ist eigentlich das grundsätzliche Problem. In meiner 
Beratung ist häufig zu hören von den Frauen: Mein Mann sagt mir, mir steht nichts zu, 
denn ich habe ja nie gearbeitet. Er hat gearbeitet, er hat das Geld rangeschafft. Des-
wegen steht mir ja sowieso nichts zu. – Also, da würde ich auch genau den Ansatz 
finden. 

Und generell ist ja die grundsätzliche Forderung dahinter, dass ein Paradigmenwech-
sel stattfindet, dass eben Frau und Mann nach Artikel 3 gleich sind. Der Mann kann 
nicht besser mit den Finanzen umgehen oder anders. Das ist ja im Endeffekt das, was 
in der Bevölkerung flächendeckend ankommen muss.  

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Ich finde es gut, dass Sie 
das noch mal ansprechen. Obwohl die rechtliche Kompetenz beim Bund liegt, ist es 
dennoch Aufgabe der Länder, solche strukturellen Wirkungen zu erkennen und darauf 
einzugehen. Ich erlebe das oft bei meinen Klientinnen, dass, wenn nach einer Tren-
nung oder spätestens nach einer Scheidung der Wechsel von Steuerklasse 3 und 5 in 
4 und 4 erfolgt, das dann ein finanzieller Vorteil sein kann, wenn die Frau erwerbstätig 
ist. Dennoch schließe ich mich total meinen Vorrednerinnen an, dass eine Entlohnung 
von Care-Arbeit eine sinnvolle Maßnahme wäre, um gar nicht weiter auf das Ehegat-
tensplitting einzugehen, sondern ein anderes Instrument zu haben, was den Frauen 
wirklich effektiv hilft und sie unabhängig darstellt.  

Heike Troles (CDU): Jetzt sind wir ein bisschen abgeschweift, was aber auch positiv 
ist. Wir haben jetzt noch mal einen anderen Block aufgemacht. Ich würde gerne zu-
rückkommen auf den Antrag, der unter anderem eine landesweite wissenschaftliche 
Studie, die in Auftrag gegeben werden soll, umfasst. Unsere Frage an Frau Beitelsmann, 
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an Frau Thiel und an Frau Havliza lautet, inwieweit Sie in Ihrer Arbeit erleben, dass 
Betroffene vor allem konkrete, erreichbare Hilfen brauchen und weniger weitere Da-
tenerhebungen, bevor Unterstützung greifen kann. Also, die Betroffenen wollen doch 
eher sofortige Unterstützung, als wenn wir jetzt eine landesweite Studie ausrollen, und 
wir haben danach eine Datenerhebung. Das hilft ja keiner einzigen betroffenen Frau 
in dem Moment weiter. Dazu würde ich gerne Ihre Einschätzung wissen, wie Sie das 
sehen.  

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Sie haben recht, dass das 
in dem Moment erst mal den Betroffenen nicht helfen würde, aber beides kann ja 
koexistieren oder sollte meiner Meinung nach auch, zeitgleich Beratungsstellen und 
weitere Stellen zu unterstützen, um den Betroffenen bei finanzieller Gewalt eine So-
forthilfe anbieten zu können. Ich halte es aber dennoch immer für sinnvoll, und wir 
haben heute schon mehrfach gehört, dass es nicht so viele Daten und Fakten gibt, 
zeitgleich eine Studie in Auftrag zu geben, die sowohl quantitativ als auch qualitativ 
erhebt: „Wie kommt finanzielle Gewalt zustande?“, um da einen tieferen wissenschaft-
lichen Einblick zu haben und dann auch entsprechende Instrumente präventiv entwi-
ckeln zu können.  

Barbara Havliza (Opferbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen): Ich bin je-
mand, der mittlerweile bei allem, was Datenerhebungen und Studien angeht, sehr 
große Zurückhaltung walten lässt, weil es gibt so viele Datenerhebungen und Studien, 
die am Ende irgendwo versanden, und daraus wird nichts gemacht. Menschen, die 
sich an uns wenden, brauchen jetzt Hilfe. Denen können wir nicht sagen, wir müssen 
mal erst eine Studie machen, um zu gucken, inwieweit die Hilfe bei dir jetzt so oder so 
richtig wäre. Von daher, Datenerhebungen sind an vielen Stellen sinnvoll. In diesem 
speziellen Fall würde ich allerdings sagen, wenn eine geschieht, muss die bundesweit 
geschehen. Das ist ja kein Landesphänomen, und das sind Dinge, die sind auch in 
einem Land, das so viele Anrainerländer hat wie Nordrhein-Westfalen, keine, die man 
jetzt auf Nordrhein-Westfalen begrenzen könnte. Von daher würde ich sagen, wenn 
man Datenerhebungen machen will, was an der einen oder anderen Stelle sicherlich 
auch nicht ohne Sinn wäre, dann müsste das der Bund eigentlich veranlassen und 
initiieren, um es länderübergreifend zu machen. Eine Studie, die hier ja auch immens 
viel an finanzieller Ressource binden würde, sollte man vielleicht in die Finanzierung 
von Beratungsstellen stecken.  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Meinen Vorrednern kann ich mich da anschließen. Eine bundesweite Studie wird das 
Problem insgesamt für das Land aufnehmen, und man kann dann entsprechend hof-
fentlich ableiten, inwieweit die bestehenden Hilfesysteme unterstützt werden können 
durch die wissenschaftlichen Erkenntnisse. Ich mache mal ein ganz anderes Beispiel 
auf: Ohne die Forschung im Automobilbereich gäbe es einen ökologisch sinnvollen 
Verbrenner oder nicht, aber hin zum Diesel, wie er heute ist, gab es vorher Forschung. 
Ohne die hätte kein Ingenieur die Maßnahmen ergreifen können, um ihn auf die Straße 
zu bringen. Ähnlich ist das hier auch. Ohne eine wissenschaftliche Untersuchung ist 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 22 - APr 18/1147 

Ausschuss für Gleichstellung und Frauen  05.02.2026 
38. Sitzung (öffentlich) rt 
 
 
es unwahrscheinlicher, dass wir die Präventivangebote und die Hilfeangebote, so wie 
sie sind, verbessern für die Betroffenen.  

Frank Müller (SPD): Vielen Dank für die interessanten Impulse mit dem Blick auf Ent-
lohnung von Care-Arbeit, die es sich ja lohnen, noch mal weiter zu diskutieren. Ich will 
nur einwerfen, dass das natürlich möglicherweise trotzdem Erwerbsbiografien unter-
bricht und vielleicht das grundlegende Problem nicht löst, dass Rollenbilder zementiert 
werden, aber das werden wir vielleicht im Ausschuss noch miteinander etwas intensi-
ver debattieren müssen.  

Ich will mich an einer Schlussfrage aus unserer Sicht versuchen. Die frauenberatungs-
stelle düsseldorf nennt beispielsweise drei Maßnahmen zur Bekämpfung, systemische 
Erfassung, Aufklärung und Prävention und Stärkung und Ausbau von Beratungsstel-
len. Ich würde eine Frage gerne richten an Frau Thiel, Frau Beitelsmann und Frau Prill, 
weil es ja auch ein Stück weit um vielleicht Mehrschrittigkeit und Kurzfristigkeit geht: 
Welche Maßnahmen würden Sie priorisieren? Was muss sehr schnell in die Umset-
zung und kann vielleicht auch sehr schnell umgesetzt werden? Sie müssen sich jetzt 
natürlich nicht an die drei genannten halten, können natürlich auch eigene Wünsche 
äußern.  

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Wie wir gerade schon ge-
sagt haben, eine Studie ist wichtig meiner Meinung nach, aber wäre vielleicht nicht der 
erste Schritt, für den ich mich persönlich entscheiden würde. Ich denke, als Erstes ist 
es einfach sinnvoll, dass die Beratungsstellen vernünftig personell aufgestellt sein können, 
dass den Betroffenen schnell Hilfe zugestanden werden kann. Und an nächster Stelle 
finde ich es schon wichtig, dass hier auch noch mal über den Begriff der finanziellen 
Gewalt gesprochen wird, weil erst, wenn man sich einig ist, worüber man überhaupt 
spricht, kann man da auch entsprechende weitere Maßnahmen entwickeln. Und dann 
zuletzt die Studie, wenn ich mich jetzt entscheiden müsste. Alles drei aber wirklich 
gleichzeitig wichtig.  

Cornelia Prill (Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros/Gleichstel-
lungsstellen NRW): Ich kann mich dem anschließen, dass auf jeden Fall kurzfristig 
Beratungsangebote ausgebaut werden müssen, also Ressourcen geschaffen werden 
müssen, insbesondere zu den hier Anwesenden, aber vielleicht auch noch andere Be-
ratungsstellen. Da müsste man sich noch mal Gedanken machen, was da vielleicht 
auch nicht berücksichtigt ist. Mittelfristig, glaube ich, muss der Begriff in die Bevölke-
rung gebracht werden. Auch die nicht betroffene Bevölkerung sollte durchaus wissen, 
dass es das gibt, und dann auch vielleicht die Augen aufhalten können. Genauso mit-
telfristig muss auch, wobei das auch kurzfristig sehr sinnvoll wäre, die Vernetzung von 
Angeboten im Land noch mal klarer werden. Und für all das ist eine Studie hilfreich, 
aber sie ist nicht der erste Gang. Auch eine Studie würde die strukturelle Benachteili-
gung, wenn sie gut läuft, zwar bekannt machen bzw. ausweisen, aber letztlich muss 
diese Gesellschaft einfach da dran, und das ist etwas, was langfristig, ob mit Studie 
oder nicht, passieren muss. Vielleicht ist die Studie dafür gerade hilfreich.  
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Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Dem schließe ich mich an. Mehr Ressourcen oder auskömmliche Ressourcen machen 
Handlungsspielräume frei für die Vernetzung vor Ort zwischen den verschiedenen Be-
ratungsangeboten und minimieren natürlich Wartezeiten, die ein großes Hindernis sind 
für die Betroffenen und dann nachher auch die Beratungszeit verlängern im Zweifel.  

Die zweite Maßnahme sollte die Förderung der Vernetzung der Beratungsangebote 
sein. Auch dann sehe ich eigentlich erst die Studie, wobei es da vor allen Dingen da-
rum geht, zu überlegen, was den Betroffenen möglicherweise am schnellsten hilft.  

Laura Postma (GRÜNE): Im Antrag wird eine Maßnahme vorgeschlagen, und zwar 
Kooperation mit Banken oder Sparkassen. Meine Frage richtet sich an Frau Thiel, Frau 
Höke und Frau Havliza. Wenn ich mich richtig erinnere, Frau Thiel, haben Sie das auch 
in Ihrer Stellungnahme schon aufgegriffen, dass es durchaus auch Hürden im Finanz-
recht gibt. Vielleicht können Sie zum einen mit Blick darauf, wie umsetzbar es ist mit 
Blick auf Bundesfinanzrecht, … aber dann zum anderen auch aus Ihrer Erfahrung und 
der Praxis würde mich interessieren: Ist das ein relevanter Punkt, eine solche Maß-
nahme mit Banken oder Sparkassen einzugehen? Jetzt haben Sie ja eben auch an-
dere Maßnahmen schon genannt. Wie würden Sie das in der Priorität bewerten?  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Im konkreten Umgang mit den Banken, wenn es um die Lösung eines Einzelfalles geht 
oder um das Fortkommen in einem Einzelfall, wäre die Kooperationsbereitschaft der 
Banken, was P-Konto-Bescheinigungen angeht, für die Schuldnerberatung vorrangig, 
weil es auch dort bei etwas, was eigentlich rechtlich klar ist, zu häufigen Konflikten und 
zu Verzögerungen kommt. Und durch jede Verzögerung beim Ausstellen einer P-Konto-
Bescheinigung bzw. bei der Annahme durch die Bank und Berücksichtigung entstehen 
Zahlungsschwierigkeiten, die wieder Beratungsanlässe verursachen. Das wäre jetzt 
ganz konkret auf die Schuldnerberatungspraxis ein Punkt. Aber ansonsten wäre es 
auch sehr hilfreich, wenn Bankmitarbeiter oder auch Bankenverbände dort sensibili-
siert werden für die Problematik, dass auf Konten, die ja nur Zahlen und Nummern 
sind und die man in die Ecke oder mittlerweile dann irgendwo abspeichern kann, … 
dass dort schwerwiegende Schicksale dahinterstehen können.  

Stefanie Höke: Ich glaube, da muss man das Bewusstsein und eben, dass die Mitar-
beiter*innen da sensibilisiert werden, weil das ist dann eben … Was wir dann eben 
häufig in der anwaltlichen Praxis erleben, ist, dass Frauen zum einen mehr oder min-
der gedrängt wurden, den Kreditvertrag mit zu unterzeichnen, sodass die gesamt-
schuldnerische Haftung gegeben ist, zum anderen fällt aber auch erst nach Trennung 
auf: Da ist noch ein Kreditvertrag, und wir haften beide. Das weiß ich gar nicht. Der 
wurde irgendwie untergeschoben durch den Mann. – All das dürfte nicht sein. Also, da 
müsste zumindest in der Beratungssituation vor Abschluss eines Kreditvertrages eben 
… Wenn die Mitarbeiter*innen besser sensibilisiert sind, kann darauf anders eingewirkt 
werden. Das würde zumindest schon mal einen besseren Schutz für die Frauen be-
deuten.  
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Barbara Havliza (Opferbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen): Dem kann 
ich mich im Wesentlichen nur anschließen. Die Kooperation, wie sie gerade von Frau 
Thiel genannt worden ist, kann sich ja immer nur auf den Einzelfall beschränken, dass 
man mit einem bestimmten Fall an die Banken oder Sparkassen herantritt und sagt: 
Wir brauchen hier dringend, damit man vorwärtskommt und es besser wird ... Auch da 
gibt es sicherlich Schulungsbedarf bei manchen Mitarbeitenden von Banken und Spar-
kassen, aber wir warten ja auf den Zeitpunkt, dass es Mitarbeitenden bei Banken und 
Sparkassen gar nicht mehr gibt.  

Im Übrigen ist es wirklich so, dass ich glaube, dass die Aufklärung bzw. die Hinweis-
pflicht deutlich besser geschult werden muss, also dass man, wenn ein Ehepaar oder 
ein Paar vor einem sitzt und man gemeinsam eine Verpflichtung eingeht, auch denje-
nigen oder diejenige mit dem geringeren Einkommen oder Nulleinkommen darauf hin-
weist, was das in der Konsequenz bedeutet, und nicht nur sagt: Da müssen Sie jetzt 
unten rechts auch noch mal unterschreiben. – Das ist ja der Punkt, der bei vielen dazu 
führt, dass man hinterher sagt: Ach du großer Gott, das weiß ich gar nicht mehr. Habe 
ich das unterschrieben? – Ja, haben Sie unterschrieben. Das heißt, Sie haften. Das 
heißt, ich glaube, dass es ganz maßgeblich auch mahnende Hinweise, so ungern sie 
in dem Moment gehört werden wollen … Aber auch warnende und mahnende Hin-
weise können ganz hilfreich sein, dass man zumindest sagt: Ich will da jetzt doch noch 
mal einen Tag darüber nachdenken, ob ich das will, denn wir befinden uns in einer 
Situation, weiß ich nicht ... – Und das auch nicht nur auf freiwilliger Basis, sondern das 
muss verpflichtend sein. Solche Hinweise müssten eigentlich verpflichtend sein, damit 
nicht am Ende des Tages gesagt werden kann: Ja, Gott, die sind alle des Lesens 
mächtig, die bei uns unterschreiben. Die haben unterschrieben. Da können wir jetzt 
auch nichts mehr machen. – Das wären gute Maßnahmen, das mal voranzubringen.  

Andreas Keith (AfD): Ich bin jetzt nicht der Anwalt der FDP, aber ich habe jetzt mehr-
fach in der Anhörung von Ihnen gehört, dass eben kein Zahlenmaterial vorliegt, dass 
Sie nicht wissen, wie viele, dass es überhaupt nicht erfasst ist. Aber wir sollen als 
Politik am Ende des Tages entscheiden, dass mehr Fördergelder, mehr Stellen, even-
tuell mehr Beratungsstellen aufgebaut werden. Auf Grundlage von was? Von einem 
Gefühl? Vom Gefühl her, sagten Sie, haben wir ungefähr 60 %. Also, das erschließt 
sich mir nicht, was Sie eben geantwortet haben. Vielleicht können Sie mir das noch 
mal beantworten. Ich nehme jetzt einfach mal Frau Beitelsmann und Frau Thiel raus. 
Da habe ich ein Verständnisproblem. Die Dringlichkeit sehe ich auch, die gibt es aber 
in anderen Bereichen auch, ob das harte Drogen sind, Spielsucht, keine Ahnung. Also, 
da gibt es ja tausend Sachen, die alle sagen: Da müssen wir ran. – Jetzt sagen Sie 
auch: Bei uns ja. – Aber am Ende des Tages sagen Sie eben auch: Uns fehlen die 
Zahlen. – Und jetzt sagen Sie aber: Das ist nicht an erster Stelle. – Ich kann Ihnen die 
Sorge nehmen: Eine Studie kostet ungefähr 40.000 bis 60.000 Euro. Wenn Sie damit 
eine Beratungsstelle aufgemacht kriegen und mehr leisten können, glaube ich, dann 
ist das Geld vielleicht besser angelegt.  

Cornelia Prill (Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros/Gleichstel-
lungsstellen NRW): Ihren Einwand finde ich grundsätzlich nachvollziehbar. Nichtsdesto-
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trotz würde ich da das Vertrauen auch in die Fachberatungen legen, dass die das nicht 
einfach erzählen, weil sie Langeweile haben oder mehr Geld wollen.  

(Andreas Keith [AfD]: Priorisierung!) 

– Ja, ist schon klar. Nichtsdestotrotz, es geht immer um die akuten Fälle, und da, 
denke ich, muss man schneller handeln. Eine Studie kostet ja auch Zeit. Optimal kann 
man sie nebenbei – in Anführungsstrichen – in Auftrag geben, aber auch dafür – das 
habe ich vorhin schon mal gesagt – braucht es Geld, und ich weiß nicht, ob das schon 
berücksichtigt worden ist bei der Haushaltsplanung. Also, das eine sind einzelfallbe-
zogene Maßnahmen, das andere, da geht es dann um die strukturelle Veränderung, 
die mir in meiner Rolle auch besonders am Herzen liegt, aber eigentlich uns allen hier, 
das habe ich schon rausgehört.  

Sie haben kurz von Spielsucht und harten Drogen gesprochen. Da habe ich mir schon 
mal den Mund verbrannt bei einer Kreisdezernentin. Für eine Spielsucht und harte 
Drogen usw. entscheiden sich Menschen tatsächlich in der Regel irgendwie selbst. Für 
eine Gewaltbeziehung entscheiden sich Frauen in der Regel nicht, weil da wären sie 
mit dem Klammerbeutel gepudert, platt gesagt. Frauen geraten da rein, weil sie erst 
mal in einem Rollenbild anders erzogen worden sind, weil sie vielleicht auch dieses 
Bild von Romantik usw. haben. Das sind ja nicht Männer, denen man von vornherein 
anmerkt, in der Regel jedenfalls nicht, dass die Gewalt ausüben würden. Gerade fi-
nanzielle Gewalt ist ja nichts … Ich sage mal, das machen Männer vielleicht auch nicht 
immer bewusst. Das ist nichts, was man jemandem anmerkt. Das ist vielleicht im guten 
Glauben passiert, aber es führt halt zu weiterer Gewalt, also es führt zu einer Abhän-
gigkeit. Klar, das Spielen kann auch zu einer Abhängigkeit führen, aber es ist für mich 
schon ein großer Unterschied als Ursache.  

Also, wenn wir insgesamt mehr Geld zur Verfügung bekommen und das parallel laufen 
kann, dann – da bin ich ganz bei Ihnen – wäre ein Zahlenmaterial gut, weil dann kann 
man auch noch mal gucken, an welchen Stellen es denn noch überhaupt Angebote 
geben müsste. 

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Ich kann Ihnen ebenfalls 
zusagen, dass das wirklich mehr als nur ein Gefühl ist. Wir haben ja auch Statistiken. 
Wir erfassen auch unsere Daten. Wenn ich die alle durcharbeite, wie viele Notizen ich 
mir da auch mache oder auch während der Beratung, es fällt auf, es ist wirklich mehr 
als nur ein Gefühl. Auch ohne eine konkrete Zahl ist es ein Fakt. Ich habe das Gefühl, 
darauf haben sich ja alle verständigt, dass es finanzielle Gewalt gibt. Wir reden jetzt 
darüber, wie man die systematisch erfasst und bekämpft. Wenn sie eben nicht erfasst 
wird, dann gibt es keine Chance für finanzielle Selbstbestimmung für die Betroffenen. 
Deswegen finde ich das wichtig, wie meine Vorrednerin auch gesagt hat, da auch wirk-
lich auf die Beratungsstellen und die Stellen, die damit täglich zu tun haben, zu ver-
trauen. Es ist ja kein Problem, entsprechende Zahlen dann, wenn die erfasst werden, 
nachzuliefern. Ich bin mir sicher, die werden genau das bestätigen, was wir hier alle 
äußern.  
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Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Ich sehe da zwei Entscheidungsräume für die Politik. Das eine ist, wie man jetzt Be-
troffenen helfen kann, und zwar relativ schnell, aber die wahrscheinlich teurere Vari-
ante – da gebe ich Ihnen recht – ist die Ressourcenerhöhung, um die Betroffenen aus 
dem Dunkelfeld allgemeine soziale Beratung, direkte Gewaltberatung, Schuldnerbera-
tung in das Hellfeld: „Okay, ihr gehört in die finanzielle Gewalt“ zu führen als soziale 
Schuldnerberatungs- oder andere soziale Beratungsstelle. Der andere Entscheidungs-
raum ist die Studie, die langfristig zur Optimierung der gesellschaftlichen Strukturen 
gedacht ist, also die übergeordnet feststellt, wo es denn Möglichkeiten im Bereich 
Wohnen, Schulden, Arbeit, Beratungsangebote, Präventivangebote usw. gibt, … so zu 
steuern, dass langfristig finanzielle Gewalt vielleicht schon ab Moment eins der Bera-
tung ins Hellfeld kommt.  

Vorsitzende Britta Oellers: Jetzt kommen wir zur vierten Fragerunde. Ich gebe jetzt 
nur den Hinweis: Die Anhörung ist bis 12:00 Uhr angesetzt. Ich frage jetzt mal in die 
Runde: Gibt es weitere Fragen? – Dann sehe ich die FDP, die AfD. Dann machen wir 
in der Reihenfolge weiter. Herr Dr. Pfeil, bitte. 

Dr. Werner Pfeil (FDP): Eine Frage habe ich nicht, ich wollte mich nur bedanken. Ich 
fand, das war eine sehr schöne Fragerunde, die wir hatten, tolle Antworten, die noch 
mal die Stellungnahmen untermauert haben. Vielen Dank.  

Andreas Keith (AfD): Bedanken tue ich mich später, ich habe noch eine konkrete Frage. 
Die geht an Frau Höke. Sie haben in Ihrer Stellungnahme auf Seite 2 geschrieben: 

„Zugang zum Geld und Arbeit wird verweigert (ein vorgelagertes Problem 
besteht hier auch häufig, dass der Zugang zu Sprachkursen verweigert 
wird)“ 

Ich gehe mal davon aus, dass Sie eine Klientel ansprechen, die der deutschen Spra-
che eben nicht besonders mächtig ist. Ich bitte Sie, das etwas näher auszuführen. Ich 
kann es mir ungefähr vorstellen, aber vielleicht können Sie das, auch wenn wir über 
Zahlen jetzt eben gerade gesprochen haben, mal ein bisschen beziffern. Also, wie viel 
Prozent macht das von Ihren Fällen insgesamt aus? Tritt das dort häufiger auf in dem 
Bereich oder eben nicht?  

Stefanie Höke: Nein, definitiv tritt das nicht häufiger auf. Das ist ja ein gesamtgesell-
schaftspolitisches Problem. Das haben wir in der Oberschicht, in der Unterschicht, in 
jedem Bereich, bei Sozialleistungsempfänger*innen. Das schon mal nicht. Ich habe in 
meiner Stellungnahme geschrieben, dass eben Fördergelder zum Teil gestrichen wer-
den. Das geht einmal zum Teil in die Beratungsstellen und so auch, was eben das 
Thema „Sprachkurse“ anbelangt. Das ist ein kleiner Teil. Da wird es den Frauen vor-
enthalten. Das ist sicherlich kein Geheimnis, dass die Frauen eben den Zugang zu den 
Sprachkursen nicht haben, aber das ist sicherlich nicht das Gros.  
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Frank Müller (SPD): Dann würde ich doch noch die Gelegenheit nutzen, eine Frage 
an die übrigen Sachverständigen zu stellen, und ich würde Frau Thiel, Frau Beitels-
mann und Frau Havliza benennen. Anschließend an die Frage von gerade, die insinu-
iert hat, dass es da offensichtlich bestimmte Schieflagen gibt, vielleicht können Sie uns 
einen Überblick über die Frauen geben, die Sie besuchen, also der Querschnitt der 
Gesellschaft, der zu Ihnen kommt. Das wird vielleicht dann das Bild ein wenig kom-
plettieren. Frau Höke hat das ja gerade auch schon mal getan.  

Ansonsten herzlichen Dank auch von meiner Seite, dass Sie heute hier waren.  

Alana Beitelsmann (frauenberatungsstelle düsseldorf): Ich kann mich meiner Vor-
rednerin, Frau Höke, nur anschließen. Es ist eine intersektionale Betroffenheit, die sich 
nicht auf bestimmte Gruppen, weder von der Schicht noch von der Herkunft, be-
schränkt.  

Silke Thiel (Fachberatung Schuldnerberatung der Freien Wohlfahrtspflege NRW): 
Ich kann dazu ausführen, dass wir zwar eine Statistik führen, die in männlich und weib-
lich teilt, wir aber dann in den Auswirkungen keine Unterscheidung machen und sich 
da auch nicht machen lässt. Da folgen wir einfach den Vorgaben der Bundesstatistik. 
Insgesamt ist es auch der Querschnitt der Gesellschaft, in dem Fall auch Jugendliche, 
Rentner, Frauen, Männer, Gutverdienende, Schlechtverdienende, wie auch immer.  

Barbara Havliza (Opferbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen): Auch ich kann 
da nur sagen: Das Ganze ist ein Querschnitt. Das ganze Problem häusliche Gewalt 
einschließlich ökonomischer Gewalt ist kein Schichten- und kein Einkommensproblem. 
Das ist, wenn Sie mich fragen, ein Charakterproblem. Das kommt in allen Gesell-
schaftsschichten vor. Die Besserverdienenden, die Bestverdienenden, die gesell-
schaftlich Hochstehenden wenden sich schwerer und später an Hilfeeinrichtungen, 
weil sie vieles mit Geld wegbeamen können und weil sie sich mehr schämen, scheint 
mir. Das ist in diesen Schichten schambesetzter als vielleicht in anderen Schichten. 
Sprachliche Kompetenzen spielen auch mal eine Rolle, aber wenn die Gattin eines 
iranischen Arztes, die erst nachgekommen ist zum Beispiel, noch nicht so gut Deutsch 
spricht, muss sie sich auch eines Sprachmittlers bedienen. Aber das ist nicht das Prob-
lem. Das Problem ist einfach, dass es sich quer durch die Gesellschaft zieht und dass 
diesem ganzen Phänomen der häuslichen Gewalt, wenn man mal ehrlich ist, bis vor 
knapp fünf Jahren viel zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet worden ist, weil es eigent-
lich ein privates Problem war, von dem alle immer gesagt haben: Das müssen die unter 
sich ausmachen. Das geht uns alle nichts an. – Seit es sichtbar geworden ist, wissen 
wir, dass es kein Problem ist, das bei irgendwelchen Gesellschaftsschichten hängen-
bleibt.  

Vorsitzende Britta Oellers: Gibt es noch Fragen? – Das sehe ich nicht. Dann schließe 
ich die Fragerunde.  

Ich darf mich auch ganz herzlich bei allen Sachverständigen bedanken, bei Frau Thiel, 
bei Frau Beitelsmann, bei Frau Prill, bei Frau Havliza und bei Frau Höke. Die schriftlichen 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 28 - APr 18/1147 

Ausschuss für Gleichstellung und Frauen  05.02.2026 
38. Sitzung (öffentlich) rt 
 
 
Stellungnahmen und natürlich Ihre persönlichen Ausführungen haben dazu beigetragen, 
dass wir viele Informationen bekommen haben. Dafür ganz, ganz herzlichen Dank.  

Die Mitglieder des Ausschusses werden sich jetzt nach der Anhörung weiter mit dem 
Thema beschäftigen und es weiter beraten.  

Das Anhörungsprotokoll wird Ihnen zeitnah auf unserer Internetseite zur Verfügung 
stehen.  

Ich bedanke mich noch mal, wünsche Ihnen einen guten Heimweg und schließe die 
Sitzung.  

gez. Britta Oellers 
Vorsitzende 

Anlage 
12.02.2026/17.02.2026 
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